
Bundessozialgericht

12 RJ 404/71

%;

Zugestellt am
14„Dezember 1972

I m N a m e n d e s u o l k e 5

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: „„„oo „„„„„„„„„ „r „„„„„„

g e g e n

Beklagte und Révisionsbeklagteß

Der 420 Senat des Bundessozialgerichts hat nach

Lage der Akten am 500 November 1972 durch diét

Richterin G e y s e r — als Vorsitzende —9 die

Richter Dr° F r i e d e r i c h s und
_

B u r g e r und die ehrenamtlichen Richter

M e y e r und D a n n e

für Recht erkannt;

Dem Kläger wird Wiedereinsetzung in den vorigen

„Stand gegen die Versäumung der Revisionsfrist

und der Revisionsbegründungsfrist gewährto

Auf die Revision des Klägers werden die Urteile

des Bayerischen Landessozialgerichts vom 8„Juli

197? und des Sozialgerichts Landshut vom 260

August 1970 sowie der Bescheid der Beklagten

vom 450 April 1970 aufgehoben()
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Die Beklagte wird verpflichtet, dem Kläger die Hälfte der

für die Zeit vom 500 Juli 4962 bis 54° Mai 4967 entrich—

teten Beiträge zu erstatteno

‚Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen Kosten

des Rechtsstreits zu erstatten°

_______‚______‚

Zwischen den Beteiligten ist die Beitragserstattung LS°

von @ 4505 Abs„ 4 der Reichsversicherungsordnung (EVO)

streitig° ' '

Für den die jugoslawische Staatsangehörigkeit besitzenden

Kläger sind im Bundesgebiet vom 50° Juli 4962 bis 540 Mai

4967 Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung der Arbeiter

entrichtet worden° Seit August 4968 ist der Kläger in_
Jugoslawien versicherungspflichtig beschäftigt° Mit

Schreiben vom 26° Mai 4969 — eingegangen bei der Landes—

versicherungsanstalt (LVA) Württemberg am 290 Mai 4969 —
stellte er ”Antrag auf die Rückerstattung der eingezahlten

Gelder"°

Die Beklagte lehnte den Beitragserstattungsantrag ”vom
_49°6°4969” ab‚ weil nach Art„ 44 des am 40 September 4969

in Kraft getretenen Abkommens zwischen der Bundesrepublik

Deutschland und der Sozialistischen Förderativen Republik

Jugoslawien überKSoziahasicherheit vom 4204004968 (BGBl II '

4969‚ 4458) die versicherungspflichtige Beschäftigung in

Jugoslawien einer solchen im Bundesgebiet rechtlich gleich—

stehe und damit die Versicherungspflicht nicht LS° von
% 4505 Abs° 4 Satz 4 RVO entfallen sei (Bescheid vom
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45.‚ April 4970)„ ‘

Klage und Berufung blieben erfolglos° Das Landessozial—

gericht (LSG) bestätigte die Rechtsauffassung der Beklagten°

Es ist dabei davon ausgegangen, daß der Kläger erst am

190 September 1969 einen Antrag auf Beitragserstattung

gestellt habe° Darauf beruhen auch die Entscheidungs—

gründe des LSG—Urteils°

Der Kläger hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt°

Er rügt eine Verletzung des materiellen Rechts: Die Vor—

aussetzungen für die Beitragserstattung seien bereits am

51° Mai 1969 erfüllt gewesen‚ weil an diesem Tage ein
ordnungsgemäß gestellter Antrag vorgelegen habe° Der

Kläger könne nicht seine zu diesem Zeitpunkt entstandenen

Rechtedurch das erst am 10 September 1969 in Kraft getrete—

ne Deutsch—Jugoslawische_Sozialversicherungsabkommen ver—
loren haben°

Der Kläger beantragt sinngemäß, die Urteile des Bayerischen

Lahdessozialgerichts und des Sozialgerichts Landshut vom
8° Juli 1971 und 26° August 1970 sowie den Bescheid der Be—

klagten vom 150 April 1970 aufzuheben und die Beklagte zu
verpflichten, dem Kläger die Hälfte der für die Zeit vom

500 Juli 1962 bis 51° Mai 1967 entriehteten Beiträge zu
erstatteno Hilfsweise beantragt er, das angefochtene

Urteil aufzuheben und den Rechtsstreit zu neuer Verhandlung

und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen°

Der Kläger beantragt außerdem vorsorglich‚ ihm wegen einer

etwaigen Versäumung der Revisionsfrist und Revisionsbe—

gründungsfrist Wiedereinsctzung in den vorigen Stand zu

gewähren° ' ' ‘ '
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Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen°

Sie hat am 22° März 4972 den ersten Satz des angefochtenen

Beseheides vom 450 April 4970 in entsprechender Anwendung

des 5 459 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) wie folgt
berichtigt:

———a-,.—..

nach 5 4505 Abs° 4 BVG wird abgelehnt"°

Die Beklagte ist der Meinung, daß sich "Folgerungen

materiell;rechtlicher Art" aufgrund dieser Berichtigung

nicht ergäben° Im übrigen macht sie sich die Rechtsaufe

fassung des LSG zu eigen°

II

Die durch zulassung statthafte Revision ist begründet°

Dem Kläger ist nach 5 4503 Abs° 4 i„Vom° 5 4523 a RVO die

Hälfte der im Bundesgebiet für die Zeit vom 50° Juli 4962 bis

54° Mai 4967 entrichtettn Pflichtbeiträge zur Rentenversi—

eherung zu erstatten° Insoweit hat auch die Neufassung

des 5 4505 Abs° 4 Satz 4 BVD durch das Rentenreformgesetz.

(REG) vom 46° Oktober 4972 (BGBl I 4965) im vorliegenden}

Fall keine Änderung der Rechtslage gebracht°

Das LSG hat bei seiner Annahme, der Kläger habe erst am
49° September 4969 einen Antrag auf Erstattung der Beiträge

gestellt, außer acht gelassen‚ daß der Kläger bereits vorher

einen Erstattungsantrag gestellt hatte, der bei der LVA

Württemberg am 290 Mai 4969 eingegangen war° Von einem be—

reits zu diesem Zeitpunkt gestellten Antrag geht nunmehr auch

die Beklagte aus, wie sich aus der am 22° März 4972 durch—

geführten Berichtigung des angefochtenen Bescheids ergibt°
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_5_

Zwar kann der Erstattungsansprueh nach 5 4505 Abs„ 4

Satz 5 EVO nur geltend gemacht werden‚ wenn seit dem Weg—

fallen der Versicherungspflicht züei Jahre verstrichen

sind und inzwischen nicht erneut eine versieherungspflich—

tige Beschäftigung oder Tätigkeit ausgeübt werden ist° Im

Hinblick auf die am 54" Mai 4967 beendete Beschäftigung im

Bundesgebiet war diese Frist hier mit dem 54° Mai 4969 ab—

gelaufen, weil die seit August 4968 in Jugoslawien entrich—

teten Beiträge erst durch das am 40 September 4969 in Kraft

getretene Abkommen (vgl° Art° 42 i°V„m° der Bekanntmachung

vom 44.8‚4969‚ BGBl II 4969, S„ 4568) mit den deutschen
Versicherungszeiten gleichgestellt werden sind (vgl° Art° 2

Abs° 4 Buchst° c i„V.‚m° Art„ 44, 5, 59 des Abkommens)°
„

Der hier zwei Tage vor Ablauf der Zweijahresfrist des

5 4505 Abs() 4 Satz 5 BVD gestellte Antrag durfte aber ent—

gegen der Auffassung des LSG nicht unberücksichtigt bleiben‚

sondern hätte nach Verstreichen der Frist zu“einem Beitrags—

erstattungsbescheid führen müssen, weil seit dem 4c Juni

4969 feststand‚ daß der Kläger inzwischen nicht erneut ein

— rechtlich relevantes — versicherungspflichtiges Beschäfti—

gungsverhältnis aufgenommen hatte (ebenso Gesamtkommentar‚

Ann„ 4 zu € 4505 EVO)° Der von Brackmann_vertretenen Mei—

nung, daß die vor Ablauf der Frist des S 4505 Abs° 4 Satz 5

gestellten Anträge zurückzuweisen sind (vgl° Handbuch der

Sozialversicherung Band III‚ 80 744 a des 529 Naehtrags)7

kann nur in den Fällen gefolgt werden, in denen nach dem

Zweck der Schutzfrist des 5 4505 Abs° 4 Satz 5 RVG, nämlich
unüberlegte und sozial ungerechtfertigte Anträge auf Bei—

tragserstatiung zu unterbinden (vglq Verbandskommentar,

Ann° 8 zu 5 4505 EVO), die Wiederaufnahme der versicherungs—
pflichtigen Beschäftigung innerhalb der Zweijahresfrist

bis zum Ablehnungsbeseheid noch denkbar ist„ Eine solche

Möglichkeit scheidet hier aber aus zeitlichen Gründen aus:
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_ g _

Aufgrund des am 29° Mai 1969 bei der LVA eingegangenen

Antrags hätte der Erstattungsbescheid ohnehin erst nach

der zwei Tage später ablaufenden‘8chutzfrist ergehen '

können° Damit im Einklang hat die Beklagte den Erstat—

tungsantrag vom 29„ Mai 1969 im — berichtigten — ange—

fochtenen Bescheid auch nicht mit der Begründung abgelehnt,
der Antrag sei vorzeitig gestellt worden° Vielmehr wird

die Ablehnung auf die durch Art° 11 des Abkommens erfolgte

Gleichstellung der versicherungspflichtigen Beschäftigungen

des Klägers in Jugoslawien und in der Bundesrepublik
Deutschland gestützt°

Dabei wird übersehen, daß bereits am 1° Juni 1969 —und
damit vor Inkrafttreten des Abkommens — alle Voraussetzungen

für die Beitragserstattung gegeben waren° Infolge des zu
diesem Zeitpunkt vorliegenden Antrags war der Anspruch
auf die Regelleistung des 5 1255 Nr° 4 EVO entstanden°
Damit war die Leistung — Beitragser3tattung — auch vor
Inkrafttreten des Abkommens fällig geworden (vgl° Beschluß
des Großen Senats des Bundessozialgerichts

— BSG — vom.
21„12°1971 — GS 4/71)„ Die Fälligkeit der Erstattungs£

pflicht konnte aber durch die spätere Inkraftsetzung des

Abkommens nieht beseitigt werden„ Insoweit hat das LSG

aus Art‚ 59 Abs„ 1 des Abkommens zu Recht den (Umkehr—)
Schluß gezogen, daß Ansprüche auf Leistungen, die vor
Inkrafttreten des Abkommens nach dem jeweiligen inner—
btaatlichcn Recht entstanden waren‚ vom Abkommen nicht‘

betroffen werden° Der Kläger hatte aber im Hinblick auf
den vom LSG unbeachtet gelassenen Antrag vom 29° Mai 1969
bereits vor dem 1° September 1969 einen Rechtsanspruch auf

Erstattung der Hälfte der Beiträge erworben° '

Im Hinblick auf Art° 5 der Vereinbarung zur Durchführung

des Abkommens ist für den Anspruch des Klägers auf Bei—

tragtefStüttung auch die sachliche Zuständigkeit der

'_7_
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Beklagten gegeben, weil sich diese nach dem bei Erlaß des

angefochtenen Beseheides vom 150 April 1970 gültigen Recht

beurteilt (vgl° BSG in szR Nr° 10 zu 5 1511 RVO mit weite—

ren Nachweisen)° Auch aus dem Gesichtspunkt der Funktions—

einheit der Versicherungsträger (vgl° hierzu BSG in SozR

Nr° 7 zu 5 1511 EVO und die ähnlichen Erwägungen im Urteil

des erkennenden Senats vom 101101968 — SozR Nr° 12 zu
5 1299 EVO) kann es nicht darauf ankommen, daß die Beklagte

vor dem 1° September 1969 und damit zur Zeit der Antrag—

stellung für die Beitragserstattung nicht zuständig gewesen
ist°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG°
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